
Antrag an den Studierendenrat Sitzung vom 03.02.2015

AntragstellerIn:

ASTA

Antragsinhalt:

Der Studierendenrat möge beschließen,

dass studentische Veranstaltungen mit einer Ausschlussklausel [Optional] beworben werden 
können, die wie folgt lauten könnte: 

Option 1: 
Die Veranstaltenden behalten sich vor, von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen und Personen, 
die rechten Parteien oder Organisationen angehören, der rechten Szene zuzuordnen sind oder 
bereits in der Vergangenheit durch rassistische, nationalistische, antisemitische oder sonstige 
menschenverachtende Äußerungen in Erscheinung getreten sind, den Zutritt zur Veranstaltung zu 
verwehren oder von dieser auszuschließen.

Option 2:
Die Veranstaltenden behalten sich vor, von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen und Personen, 
die rechten Parteien oder Organisationen angehören, der rechten Szene zuzuordnen sind oder 
bereits in der Vergangenheit durch rassistische, nationalistische, antisemitische, homophobe, 
sexistische oder sonstige menschenverachtende Äußerungen in Erscheinung getreten sind, den 
Zutritt zur Veranstaltung zu verwehren oder von dieser auszuschließen.

Option 3:
Die Veranstaltenden behalten sich vor, von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen und Personen, 
die rechten Parteien oder Organisationen angehören, der rechten Szene zuzuordnen sind oder 
bereits in der Vergangenheit durch rassistische, nationalistische, antisemitische, homophobe, 
sexistische oder sonstige menschenverachtende Äußerungen in Erscheinung getreten sind, den 
Zutritt zur Veranstaltung zu verwehren oder von dieser auszuschließen.
Ist ein solcher Ausschluss bereits in der Einladung erfolgt, kann die Veranstaltungsleitung die 
ausgeschlossenen Personen daran hindern, an der Veranstaltung teilzunehmen. Wollen sie den 
Veranstaltungsort dennoch betreten, kann die Veranstaltungsleitung mit Hilfe der Polizei die 
unerwünschten Personen vom Veranstaltungsort entfernen lassen.
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Begründung:

Nach einem Vorfall mit einem Nazi auf einer Referatsveranstaltung dieses Jahr und mit Erinnerung an den 
Vortrag im Wintersemester 2011 über Studentenverbindungen an der Uni, der massiv von 
Burschenschaftlern und Verbindungsmitgliedern gestört wurde, befürwortet der ASTA eine solche 
Ausschlussklausel.

Auszug von der Website der Bundeszentrale fur Politische Bildung:
• "In Fällen wie dem beschriebenen wird häufig die Frage gestellt, ob es nicht sinnvoller sei, mit den 
anwesenden Neonazis zu diskutieren, um diese zu demaskieren. Dies ist jedoch mit Blick auf die 
Gesprächsituation schwerlich umzusetzen. Die Erfahrungen zeigen, dass geschulte Neonazis in 
Diskussionen mit rhetorischen und inhaltlichen Wiederholungen arbeiten. Dies bedeutet, die immer gleiche 
Aussage rhetorisch so zu variieren, dass die Gesprächspartner/innen ihrerseits jedes Mal erneut zu einer 
eigenen Argumentation ausholen müssen. Dies verschafft den Neonazis einen nicht einholbaren 
Gesprächsvorteil. Dadurch gelingt es den Neonazis, nicht nur die thematische Agenda des Gesprächs,
sondern auch die Rollenverteilung zu bestimmen."

• Hausrecht:
Für den Ausschluss von Personen auf Veranstaltungen bzw. Versammlungen gibt es nach dem
Versammlungsgesetz (VersG), das auch fur Veranstaltungen in geschlossenen Raumen gilt,
grundsatzlich zwei Moglichkeiten:

1. In der Einladung zur Veranstaltung Konnen nach § 6 VersG bestimmte Personen oder
    Personenkreise von der Teilnahme ausgeschlossen werden.
2. Wahrend der Veranstaltung Konnen nach § 11 VersG Teilnehmer/innen, Welche die
    Veranstaltung "groblich storen", von der Veranstaltungsleitung ausgeschlossen werden. Eine
    "grobliche Storung der Versammlungsordnung" ist gegeben, wenn die Storung "nach Form und
    Inhalt des Verhaltens besonders schwer empfunden wird".
    In beiden Fallen wird der Ausschluss uber das Hausrecht, das die Veranstaltungsleitung hat,
    umgesetzt. Der/die Veranstalter/in kann die Leitung und damit das Hausrecht auch einer      
    anderen Person ubertragen.

Broschure als Ratgeber fur den Umgang mit Nazis auf Veranstaltungen:
http://www.miteinander-ev.de/index.php?action=download&id=364
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